
EinSPRUCH AUSgesprochen

D
er Corona-Lockdown hat schwerwie-
gende Folgen für den Einzelhandel,
wie Wirtschaftsexperten zeigen. Ob
das nun tatsächlich auch auf Karstadt
zutrifft, sei dahingestellt – der Kon-

zern nutzt den Lockdown jedenfalls, um seine ei-
gene Krise zu erklären. Das Unternehmen wolle
weitere Filialen schließen, um das vollständige
Verschwinden der Warenhauskette zu verhin-
dern, heißt es. Auch in Berlin sollen weitere Häu-
ser schließen, in Hohenschönhausen und in den
Neuköllner Gropiuspassagen.
Die Debatte darüber dreht sich vor allem um

wirtschaftliche Fragen. Unterschwellig wird oft
transportiert, die Filialschließungen seien sozusa-
gen der natürliche Lauf der Digitalisierung: Alles,
was wir brauchen, ist online erhältlich – und nicht
nur alles, was wir wirklich brauchen, sondern
auchnoch alles, vondemderAlgorithmusderMei-
nung ist, wir könnten es „brauchen“. Warum also
Kaufhäuser retten?Macht eswirklich einen so gro-
ßen Unterschied, dass wir jetzt im Home-Office
arbeiten und auch von zu Hause aus einkaufen?
Ja, es macht einen Unterschied. Übermäßiges

Zu-Hause-Bleiben wirkt sich auf das soziale Ge-
füge der Stadt aus. Die Stadt braucht uns. Dasswir
nach draußen gehen, ist wichtig für die Demokra-
tie, das Vertrauen und den Zusammenhalt in der
Stadt.DieStadtbrauchtMenschen,dieaneinander

vorbeigehen und voneinander genervt sind. Der
Verdruss war immer ein fruchtbarer Nährboden
für die städtische Zivilgesellschaft. Auf Straßen
und Plätzen passieren alle möglichen Dinge, wäh-
rendwir oberflächlich betrachtet nur shoppen.
Bei denVerhandlungenüber denErhalt vonKar-

stadt-Häusern geht es vordergründig darum, wie
viele Arbeitsplätze gerettet werden. Aber Kauf-
häuser und Einkaufsstraße sind in der Stadt auch
Anker des Sozialen. Als solche haben sie zwei
Funktionen, die weit darüber hinausgehen, Men-
schenmit denDingen des täglichen Lebens zuver-
sorgen: Diese Straßen helfen uns, etwas zu tun:
spazieren, schauen, paradieren oder einfach sie
durchqueren. Sie erhöhen die Wahrscheinlich-
keit, dass sich Fremde begegnen und damit das
öffentliche Vertrauen. Zweitens sind sie inklusive
Orte für Praktiken, die viele als abweichend von
der Norm betrachten.
Eine durchmischte städtische Infrastruktur, das

Nebeneinander von Einkaufsmöglichkeiten,Woh-
nen und öffentlichen Einrichtungen, bringt die
Leute dazu, sich auf ihremWeg von einem Ort zu
einem anderen, sagen wir, zur U-Bahn-Station, zu
einem Geschäft, zum Bio-Feinkostladen oder in
die Shisha-Bar, zu begegnen. Wir kommen mit
Menschen zusammen, die uns unbekannt sind,
über die wir aber nach und nach etwas erfahren,
auch, wenn die Kontakte flüchtig sind. Solche
Orte erzeugen „vertraute Öffentlichkeit“. Wir tei-
len den Raum mit Menschen, die oft sehr anders
sind als wir selbst, die wir aber lernen sozial zu
„lesen“. Solche Straßen erzeugen Routineverrich-
tungen.Undwährendwir unserenRoutinen nach-
gehen, können wir andere Menschen dabei beob-
achten, wie sie ebenfalls ihren Routinen nachge-
hen – und zwar tatsächlich auch, auf welche Art
undWeise sie das tun und ob sie es auf andere Art
und Weise tun als wir selbst. Wir kopieren das
Verhalten anderer. Kämenwir zumBeispiel selbst

spontan auf die Idee, nach einer Feier im Freien
eine Sektflasche und einenPizza-Karton zuhinter-
lassen, wenn das sonst niemand täte? Oder wir
entwickeln Kritik und reflektieren durch andere
uns selbst, wenn wir zum Beispiel Eltern mit ih-
rem Kind sprechen hören und denken: „So würde
ich nie mit meinem Kind reden.“
Warum sind diese alltäglichen Verrichtungen

wichtig für das öffentliche Vertrauen?
Schon vor zehn Jahren war das Karstadthaus in

der Müllerstraße im Wedding einmal von der
Schließung bedroht (auch jetzt schließt das Haus
zunächst nicht, der Konzern hat dem Senat in ei-
ner schriftlichen Absichtserklärung zugesagt, das
Hausmindestens drei weitere Jahre zu betreiben).
Damals hat C&A das Gebäude verlassen und zog
in die Shopping-Mall in Gesundbrunnen. Wir ha-
ben seinerzeit vor Ort Organisationen und Inha-
ber von Geschäften interviewt. Sie fürchteten, die
Straßewerdeweiter herunterkommen.EineRegio-
nalzeitung – nicht der Tagesspiegel – sagte voraus,
die Müllerstraße werde als „Billigmeile“ enden.
Es ist nicht ganz leicht, diese Furcht auszudrü-

cken, ohne, dass es so klingt als lehne man prinzi-

piell Läden ab, deren Zielgruppe Menschen mit
geringeren Einkommen sind oder als unterstütze
man die kommerzielle Gentrifizierung. Das war
es auch nicht, worum es denen ging, die sich Sor-
gen machten. Sie fürchteten vielmehr das Ende
der funktionalen Vielfalt.
Funktionale Vielfalt ist ein zentraler Begriff aus

demBuch „TheDeath andLife of theGreatAmeri-
can Cities – Tod und Leben großer amerikani-
scher Städte“ von Jane Jacobs. Die amerikanische
Architektin undAktivistin veröffentlichte es 1961
vor dem Hintergrund der Zerstörung dicht besie-
delter urbaner Nachbarschaften zugunsten der
modernistischen Planung der 60er Jahre. Sie ver-
trat die These, dass Straßen mit gemischter Nut-
zungdieWahrscheinlichkeit vonBegegnungen er-
höhten und ein sicheres, pulsierendes Leben er-
möglichten – zum Beispiel unter den aufmerksa-
men Blicken von Ladenbesitzern.
Öffentliches Vertrauen oder ein allgemeines

Vertrauen darauf, dass andere da sein und uns be-
schützen werden, wenn etwas passiert, erhöhen
das Sicherheitsgefühl. In den 1990er Jahren ging
der amerikanische Politikwissenschaftler Robert

Putnam einen Schritt weiter und zeigte, dass Öf-
fentliches Vertrauen die Demokratie fördert. In
seinem späteren Buch „Bowling Alone“, warnte er
davor, dass Vertrauen und andere Formen des so-
zialen Kapitals schwinden, wennwir uns aus Stra-
ßen und Plätzen zurückziehen.
Vor zehn Jahren haben wir 250 zufällig ausge-

wählte Anwohner*innen im Wedding befragt, ob
sie regelmäßig in der Müllerstraße spazieren ge-
hen. Wir fanden heraus, dass diejenigen, die das
bejahten, sich häufiger mit Fremden auf der
Straße unterhielten und häufiger zufällig Leuten
begegneten die sie kannten. Nicht der Freundes-
kreis oder die Familie, sondern die Straße er-
zeugte „vertraute Öffentlichkeit“. Diejenigen, die
über Orte mit vertrauter Öffentlichkeit verfügten,
hatten größeresVertrauen, dass ihnen jemandhel-
fen würde, wenn sie Hilfe benötigten, hatten ein
stärkeres Zugehörigkeitsgefühl und fühlten sich in

ihrer Nachbarschaft sicherer. 2019 haben wir
rund umdas Kottbusser Tor 200 Personen befragt
und ähnliche Antworten erhalten: Menschen, die
die dortigen Läden frequentierten, Restaurants
oder Bars besuchten, fühlten sich sicherer und
nahmenan, dass andere ihnenhelfenwürden.Der-
zeit untersuchenwir die sozialen Folgen derCoro-
nakrise (corona.hu-berlin.de). Wenn die Ergeb-
nisse vorliegen, werden wir sagen können, ob das
Zuhause-Bleiben diese Muster verändert hat.
GehenMenschen mit größeremVertrauen häu-

figer nach draußen – oder ist ihr Vertrauen grö-
ßer, weil sie häufiger nach draußen gehen? Wir
wissen es nicht. Für die Frage, ob wir eine städti-
sche Infrastruktur brauchen, die flüchtige Begeg-
nungen ermöglicht, ist das aber auch egal. In der
Stadtmit all ihrerVielfaltmussVertrauen sich ent-
weder bilden – oder aber seinen Ausdruck finden.
Unsere flüchtigen Begegnungen in der Öffentlich-
keit ähneln einem lose gewebten Stoff: Die Stoff-
bahnen berühren einander, aber sind nicht so eng
verbunden, wie bei einem Strickgewebe, dem
Strickgewebe unserer Familien und Freunde. An-
ders als zum Beispiel beim Nachbarschaftstreff
oder im Gemeinschaftsgarten ist dieser Stoff ein
Nebenprodukt unserer Routinen.
Undwarum, zweitens, solltendie ebenbeschrie-

benen Praktiken dazu dienen, von der Norm ab-
weichendes Verhalten in die Stadt zu integrieren?
Warum sollte das überhaupt eine gute Idee sein?
Jede Stadt umfasst auch ihre Ausgestoßenen:

Menschen, deren Art und Weise, die Tage und
Nächte zu verbringen, als nicht „normal“ angese-
hen wird, nicht konform mit den Normen des
Mainstreams; Praktiken, die teilweise sanktioniert
werden, entweder perGesetz oder sozial. Bei dem
Soziologen Howard Becker habe ich gelernt, dass
abweichendes Verhalten genau so definiert wer-
den kann: Abweichend ist, was bestraft wird. So
habe ich verstanden, warum mancherorts „Trin-
kerszenen“ als Problemwahrgenommenwerden –
nicht aber die Rennradfahrer, die sich auf einem
Neuköllner Rasen sonnen und Aperol Spritz trin-
ken als gäbe es kein „Betreten Verboten“-Schild.
Wir alle urinieren, schlafen und starren manch-
mal regungslos in die Gegend. Viele von uns be-
trinken sichmanchmal, redenmit sich selbst, brül-
len vor Wut, hauen mit der Faust gegen die Wand
oder schreien jemanden an. Die Anthropologin
und Kulturtheoretikerin Mary Douglas hat 1966
in ihrem Buch „Purity and Danger – Reinheit und
Gefahr“ beschrieben, dass es nicht diese Rituale
an sich sind, die als „nicht normal“ definiert wer-
den – sondern wo, wie und unter wessen Beteili-
gung sie stattfinden. Je nach Setting und Beteilig-
ten können sie als schmutzig oder sogar gefährlich
wahrgenommen werden.
Wir haben das Bedürfnis, Straßen sozial zu le-

sen und vorauszusehen, was dort geschehenwird.
Deshalb wird manches Verhalten als schmutzig
oder gefährlich wahrgenommen: Es verstößt ge-
gen unsere Erwartungen an öffentliches Verhal-
ten,wiederSoziologeErvinGoffman in„Relations
in Public – Beziehungen im öffentlichen Raum“
schrieb.AbweichendesVerhaltenerschüttertunse-
renOrdnungssinn und stört das, wasmeine Kolle-
gin Julia Nast und ich an anderer Stelle einmal als
„Komfortzone“ beschrieben haben.
Straßen ohne funktionale Diversität, in denen

sich niemand von A nach B bewegt, ohne Halte-

stelle, ohne Schaufenster, ohne einKaufhaus, aber
mit vielen Menschen, denen nur die Straße bleibt
um zu schreien, mit sich selbst zu reden, Geld zu
verdienen, sich zu betrinken oder einzuschlafen,
werden die Vielfalt ihrer Nutzer einbüßen.
Am Leopoldplatz im Wedding wurde auf kluge

Weise planerisch interveniert, um das Unwohl-
sein indenGriff zubekommen, dasmancheAusge-
stoßene auslösten. Dass es aber überhaupt die
Möglichkeit eines planerischen Eingreifens gab,
lag daran, dass ohnehin schon Leute da waren, die
inGeschäfte gingenoder bei „Simit Evi“ frühstück-
ten. Ein urbanes Gefüge aus ausreichend vielen
unterschiedlichen Routinen kann Ausgestoßene
besser absorbieren, am besten im Zusammenspiel
mit einer guten Raumgestaltung.
Unser Ordnungssinn kann dann besonders ge-

stört sein, wenn eine Abweichung angesichts des
Übergewichts an homogenem, regelkonformem
Verhalten geradezu grotesk wirkt, etwa in abge-
schlossenen wohlhabenden Vororten (wobei man
ja nicht weiß, was sich hinter der Tür zur Villa
abspielt). In den Innenstädten ist man mit Norm-
abweichungen eher vertraut. Man kommt damit
am besten zurecht, wenn sie an bekannten Orten,
vonbekanntenMenschenund regelmäßig stattfin-
den. Dann fragt der Drogendealer in der U-Bahn
irgendwannnichtmehr, ob ich etwas brauche, und
wenn ich einenMenschen auf dem Bodenmit sei-
nem Pappbecher sehe, suche ich nach einer
Münze oder mache einen Bogen. Es ist dann eher
unvorhersehbares Ad-hoc-Verhalten, das unseren
Ordnungssinn stört. Vielfältige Nutzung a regel-
mäßigen,wenn auchnicht regelkonformenAbwei-
chungen – sie ist deswegen inklusiv.
Ein solches städtischesGefüge beruht aufDiver-

sität –was uns zumAusgangspunkt dieser Überle-
gungen zurückführt. Kaufhäuser und die Men-
schen die sie anziehen, die einfach da sind, ob-
wohl sie vielleicht gar nichts Konkretes brauchen,
erzeugen Zusammenhalt. Diese Einsicht ist nicht
neu. Jahrzehntelang wurde darüber diskutiert,
wie man Großstädte sicherer macht – oder das
Schrumpfen von Städten verhindert. Als Parade-
beispiel für die schrumpfende Stadt in Deutsch-
land galt übrigens einmal Leipzig, was heute kaum
mehr vorstellbar ist.
So viel zu Vorhersagen – und an solche falschen

Vorhersagen zu erinnern, ist vielleicht gerade
jetzt nicht schlecht. Vielleicht ist auch die fixe

Idee von einer durchdigitalisierten Gesellschaft,
die von zu Hause einkauft, zu Hause arbeitet, zu
Hause lebt nur eine Fehlprognose. Der französi-
sche Philosoph und Soziologe Jacques Ellul
warnte 1988 in seinem Buch „Technological
Bluff“ vor der Annahme, technische Entwicklung
wäre ein Fakt, ein unvermeidbarer Prozess. Die
Idee, dass das digitale Leben unweigerlich unsere
Zukunft sei, könne „ein gigantischer Bluff“ sein,
schrieb er, ein Bluff, in den uns „der Diskurs über
dieTechnik einlullt und uns so ziemlich alles glau-
ben lässt, und noch schlimmer, unsere gesamte
Haltung zur Technik verändert“.
Technische Möglichkeiten sind nicht dasselbe

wie Fortschritt. Etwas, dass wir in Krisenzeiten
tun müssen – nämlich zu Hause bleiben – führt
nicht dazu, dass all dieTechniken, die das ermögli-
chen, plötzlich auch aus normativer Perspektive
auf allen Ebenen richtig wären.
In all den Debatten über die Folgen des Lock-

downs für Berlin wurde bislang wenig über die
Folgen für das öffentliche Leben gesagt. Wir müs-
sen erst noch entdecken unduns bewusstmachen,
wiewichtig pulsierendeEinkaufs- undFreizeitstra-
ßen für ein öffentliches Leben in Vertrautheit
sind, für die Demokratie und für einen Sieg der
Vertrauen Öffentlichkeit über die Angst vor
„Schmutz und Gefahr“.

—Talja Blokland ist Professorin für Stadt- und Re-
gionalsoziologie an der Humboldt-Universität zu
Berlin und Direktorin des Georg-Simmel-Zentrums
für Metropolenforschung. Dieses Essay basiert auf
ihremBuch „Community asUrban Practice“ (Polity
2017). Zusammen mit Johanna Hoerning leitet sie
das Forschungsprojekt „Städtisches Leben unter Co-
rona“. Dazu gehört eine Umfrage, an der Sie sich
unter corona.hu-berlin.de beteiligen können. Über-
setzt aus dem Englischen von Anna Sauerbrey

L änger nichts gehört von einem Prozess, den
die Bundesanwaltschaft als „weltweit erstes
Strafverfahren gegen Mitglieder des As-

sad-Regimes“ angekündigt hatte. Doch nun be-
kommt das seit April laufende aufwändigeVerfah-
ren gegen zwei Ex-Geheimdienstler, denen Folter

und Mord vorgeworfen
wird, etwas Aufmerksam-
keit – aus ungewohnter
Perspektive. Das Bundes-
verfassungsgericht hat an-
hand des Falls jetzt erst-
mals entschieden, dass
Journalisten, die ein Straf-
verfahren beobachten,
aber kein Deutsch verste-

hen, Anspruch auf Übersetzung haben können
(Az.: 1 BvR 1918/20).
Den hatte das Oberlandesgericht Koblenz zwei

syrischen Berichterstattern noch verweigert. Ei-
nen „Flüsterdolmetscher“ mitzubringen, wie

sonst möglich, verbot das Gericht wegen Co-
rona-Abstandsregeln und reduzierter Saalkapazi-
tät. EinZugang zur gerichtlichen Simultanüberset-
zung für die Arabisch sprechenden Angeklagten
wurde ebenfalls ausgeschlossen. Der Vorsitzende
verwies auf Paragraf 184 Gerichtsverfassungsge-
setz (GVG): „Die Gerichtssprache ist deutsch.“
Daran ist wenig zu deuteln. Es erscheint nach-

vollziehbar, dass ausländische Medien Deutsch
sprechende Korrespondenten schicken sollten,
wenn sie über einen Prozess in Deutschland be-
richten wollen. Und wenn nicht, sollte es dann
wirklich Aufgabe der deutschen Justiz sein, ihnen
eine Verständigung zu ermöglichen?
Die Antwort aus Karlsruhe – ein vorsichtiges Ja

– sollte nicht als Bereitschaft missverstandenwer-
den, den Damen undHerren aus demAusland un-
nötig dienstbar zu sein. Denn der Prozess in Ko-
blenz ist schon deshalb ungewöhnlich, weil hier
ein deutsches Gerichte über Syrer verhandelt, die
ihre Taten in Syrien verübt haben sollen. Zustän-

digwäre also eigentlich die syrische Justiz, die ein
Eingreifen aus bekannten Gründen unterlässt.
Dem Internationalen Strafgerichtshof in Den
Haag wiederum sind die Hände gebunden, weil
Syrien nicht zu den Vertragsparteien gehört und
außerdem Russland eine Strafverfolgung blo-
ckiert.
DieBundesrepublik agiert hier nach dem„Welt-

rechtsprinzip“, wonach Delikte wie Völkermord
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit unab-
hängig von Tatort oder der Nationalität von Tä-
tern und Opfern von der deutschen Justiz abgeur-
teilt werden können. Der Ankündigung der Bun-
desanwaltschaft war durchaus zu entnehmen,
dass man da etwas stolz drauf ist.
Das Koblenzer Gericht konnte mit den damit

einhergehenden diplomatischen Verpflichtungen
offenbar schlecht umgehen. Es wirkt kleinkariert,
wieman sich damit verteidigt, das gerichtliche In-
strumentarium, etwa Kopfhörer, könne aus Grün-
den des Infektionsschutzes nicht benutzt werden.

Auch leidet der Prozess keineswegs unter An-
drang, eher ist das Gegenteil der Fall: Viele Zu-
schauerplätze bleiben regelmäßig leer. Statt sich
auf Paragraf 184 Gerichtsverfassungsgesetz zu
versteifen, wäre Geschmeidigkeit verlangt gewe-
sen, um den Konflikt aufzulösen, bevor er Karls-
ruhe erreicht. So hatte es das Bundesverfassungs-
gericht auch schon einmal verlangt, als es 2013
um die Platzvergabe für türkische Medien im
NSU-Prozess ging, die Richter Manfred Götzl da-
mals für unbeachtlich hielt.
Es ist keinGeheimnis,weshalb. Viele Richterin-

nen und Richter empfinden Presse im Saal als
eher unwichtig, oft sogar als störend. Wenn die
Presse dann noch Ansprüche stellt – besonders
unerfreulich. Dass die Freiheit der Berichterstat-
tung, auch und gerade aus einem Gerichtssaal, ei-
nen Grundpfeiler der Demokratie bildet, wird
leicht übersehen. Eigentlich ist es peinlich, dass
das Verfassungsgericht die Justiz daran erinnern
muss.

„Die Gerichtssprache ist deutsch“ – aber ...

Armin Laschet, Nordrhein-Westfalens Minister-
präsident, will Rückkehrer aus Risikogebieten
ihre Corona-Tests selber zahlen lassen.
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Die Straße braucht uns!
Die Corona-Pandemie

hat die Idee
von der volldigitalen

Zu-Hause-Gesellschaft
verstärkt.

Die Stadt aber
will uns auf der Straße

Jost Müller-Neuhof über den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, dass syrische Journalisten in einem deutschen Gericht Anspruch auf einen Dolmetscher haben

„Es ist nicht akzeptabel,
dass dies auf Dauer
die Allgemeinheit bezahlt.“

Von Talja Blokland

Karikatur: Klaus Stuttmann

Wenn wir uns im Alltag begegnen,
lernen wir, einander sozial zu lesen.
Das erzeugt Vertrauen.

Das soziale Gefüge der Stadt
ist ein lose gewebter Stoff,
unsere Familien sind wie Strick

Kaufhäuser wie Karstadt
sind soziale Anker und helfen,
die Vielfalt zu sehen und zu erhalten
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